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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Die zwangsweise Durchführung eines Covid-19-Tests für Ausreisepflichtige verstosse
gegen das Grundrecht der körperlichen Unversehrtheit, argumentierten Vertreterinnen
und Vertreter der SP und Grünen bei der Beratung der Botschaft zur Änderung des
Ausländer- und Integrationsgesetzes in der Herbstsession 2021 im Nationalrat. Die
links-grüne Minderheit, die Nichteintreten verlangte, unterlag jedoch mit
geschlossenen 65 Stimmen aus ihren Reihen gegenüber den ebenso geschlossen
stimmenden bürgerlichen Fraktionen, die 120 Stimmen für Eintreten auf sich vereinten.
Auch ein von gleicher Seite getragener Minderheitsantrag, der aufgrund befürchteter
Verletzungsgefahr die zwangsweise Durchführung von Hals-Nasen-Abstrichen verbieten
wollte, scheiterte mit ähnlichen Stimmverhältnissen. Sukkurs erhielt die Ratslinke
lediglich von der GLP bei ihrem dritten und letzten Minderheitsantrag, mit dem sie
verhindern wollte, dass das Gesetz dringlich erklärt wird. Dringlichkeit solle nicht zur
«valablen Option» werden, sondern nur dann zum Zuge kommen, wenn tatsächlich eine
Dringlichkeit vorliege, vertrat Corina Gredig (glp, ZH) die Meinung der GLP-Fraktion in
dieser Frage. Karin Keller-Sutter begründete die Dringlichkeit mit dem raschen Anstieg
der Fälle – seit April 2021 (22 Fälle) habe sich die Zahl an Personen, die sich einem Test
verweigerten, rasant entwickelt (Ende August: 126 Fälle); die Belegung in den
Bundesasylzentren liege aktuell bei 90 Prozent. Mit 104 zu 77 Stimmen lehnte der
Nationalrat den Verzicht auf die Dringlichkeitserklärung ab. 

Bereits am Tag darauf beschäftigte sich der Ständerat mit der Vorlage. Auch ihm lag ein
Minderheitsantrag auf Nichteintreten vor. Dieser wurde von Mathias Zopfi (gp, GL) und
Maya Graf (gp, BL) getragen. Mit 31 zu 10 Stimmen beschloss der Ständerat indes
Eintreten und sogleich darauf und mit ebendiesem Stimmverhältnis Zustimmung zum
vorliegenden Entwurf.

Nachdem beide Räte ihre volle Zustimmung zur bundesrätlichen Botschaft gegeben
hatten, hatten sie noch über die Dringlichkeitsklausel zu befinden, die in solchen
Fällen standardmässig nach erfolgter Differenzbereinigung zur Abstimmung kommt. Der
Nationalrat stimmte dieser mit 103 zu 76 Stimmen zu, der Ständerat mit 40 zu 1
Stimmen. Danach war die Gesetzesrevision bereit für die Schlussabstimmung, welche
sie zum Ende der Herbstsession 2021 mit 128 zu 68 Stimmen im Nationalrat und 35 zu 9
Stimmen im Ständerat passierte. 1
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1) AB NR, 2021, S. 1590 ff.; AB NR, 2021, S. 1740; AB NR, 2021, S. 2144; AB SR, 2021, S. 1092; AB SR, 2021, S. 807 ff.; AB SR, 2021,
S. 924; BBl 2021 2337
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